
HANS KAMMLER 

Interdependenz der Ordnungen: Zur Erklarung der osteuro-
paischen Revolutionen von 1989 

I. Einleitung: Die Herausforderungen von 1989 

In Frankreich und vielen anderen Landern ist 1989 der 200. 
Jahrestag des Beginns der Französischen Revolution gefeiert wor-
den. In demselben Jahr 1989 haben in einer Reihe ost- und mittel-
europáischer Lander Revolutionen begonnen. In mehr als einem 
Fall sind diese Revolutionen erst teilweise erfolgreich abgelaufen; 
überall ist ihre Zukunft ungewift. Trotzdem könnte es sein, daft -
aus gröfterer zeitlicher Distanz beurteilt - 1989 für die Geschichte 
der menschlichen Freiheit nicht weniger bedeuten wird als 1789. 

Die Ereignisse von 1989 haben dem klassischen ordnungs-
politischen Thema der Interdependenz der Ordnungen eine seit 
vielen Jahren nicht gekannte Aktualitat verliehen. Nicht nur die 
Fragen der Schaffung und der Umgestaltung wirtschaftlicher oder 
politischer Regelsysteme eines gegebenen Typs, sondern auch die 
der dauerhaften Koexistenz bestimmter Ordnungstypen stellen 
sich nach den Erfahrungen dieses Jahres anders als bisher. Um-
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wálzungen wie die von 1989 bedeuten notwendig das Ende für 
viele Scheinregularitaten, die für Dauergegebenheiten zu nehmen 
man sich angewöhnt hatte. Aber ihr Potential für die Gewinnung 
von Lösungen bisher intraktabler Probleme vieler Bereiche - von 
der AuBen - und Sicherheitspolitik bis zur internationalen Umwelt-
politik - ist immens. Zugleich und damit verknüpft bieten sie aufter-
gewöhnliche Gelegenheiten zum Erkenntnisfortschritt gerade in 
den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, die als nicht-experimen-
telle Fácher es ohnhin immer schwer haben, zu einer Entschei-
dung zwischen den verschiedenen Positionen einer Kontroverse zu 
kommen. 

Ein solches Problemfeld wiederholter, langanhaltender 
Kontroversen, für das die Erfahrungen von 1989 die Problemsitua-
tion gründlich verándert haben, ist das der Interdependenz der 
Ordnungen. Als Walter Eucken vor mehr als einer Generation die-
se Bezeichnung für das Problemfeld pragte, waren einige der hef-
tigsten Kontroversen bereits abgelaufen - so die zwischen Lenin 
und den Leninisten auf der einen, den demokratischen Sozialisten 
auf der anderen Seite - oder noch im Gangé: die Debatte zwischen 
liberalen wie Hayek und Popper auf der einen, den Vertretern 
weitreichender "antikapitalistischer" Reformen auf der anderen. 
Eucken hat allerdings die Gesamtheit der Wechselbeziehungen 
zwischen den sektoralen Unterstrukturen von Gesellschaften, die 
er als "Ordnungen" bezeichnete, im Auge gehabt, wenn er von "In-
terdependenz" der Ordnungen sprach (Eucken, 1975, S. 14-16, S. 
332-346). Hier dagegen soli nur von der partiellen Interdependenz 
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zwischen Wirtschaftsordnungen und Staatsverfassungen die Rede 
sein, die für die osteuropáischen Entwicklungen besonders wichüg 
ist und deren Analyse aus dem Erfahrungen mit diesen Entwick-
lungen besonders viel lernen kann. Die folgenden Überlegungen 
beschránken sich somit auf einen Teilbereich - allerdings einen be-
sonders wichtigen und aktuellen - der Interdependenzthematik. 

"Ordnung" wird hier als deskriptiver Begriff gebraucht (also 
vergleichbar Euckens erstem, im Gegensatz zu seinem zweiten, 
normaüven, Ordnungsbegriíf; siehe Eucken, 1975, S. 372-373, vgl. 
Hayek, 1977, S. 35-36). Explikationsbedarf besteht - heute weniger 
als 1968, aber wohl noch immer - eher bei den Begriffen Sozialis-
mus und Demokratie, die es zu erstaunlicher Bedeutungsvielfalt 
gebracht habén. Sozialismus steht im folgenden als Synonym für 
eine Wirtschaftsordnung, in der die wirtschaftlichen Vorgánge 
überwiegend nicht durch von Preisanderungen erzeugte Knapp-
heitssignale, sondern durch staatüche Anordnungen gesteuert wer-
den, im Extremfall: die reine Zentralverwaltungswirtschaft Und 
Demokraüe steht für den demokratischen Verfassungsstaat, wie er 
sich in westlichen Industrielándern entwickelt und inzwischen 
auch in einer Reihe anderer Lander durchgesetzt hat 

Obwohl die Untersuchung im folgenden sich auf die Inter-
dependenz der politischen und der wirtschaftlichen Ordnungen be-
schránkt wird sie in anderer Richtung über die klassische Frage-
stellung Euckens, Hayeks, Poppers und anderer Liberaler hinaus-
geführt Für sie hatte sich das Interesse auf die wechselseitige 
Abhángigkeit von Staats- und Wirtschaftsverfassung innerhalb 
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einer Nation oder Gesellschaft gerichtet (so zum Beispiel Eucken, 
1975, S. 332-334). Daneben sind aber auch Wechselwirkungen zwi-
schen den politischen und den wirtschaftlichen Ordnungen ver-
schiedener Gesellschaften nicht nur denkbar, sondern empirisch 
feststellbar. Neben die innerstaatliche Ordnungsinterdependenz 
tritt damit als Thema die internationale Ordnungsinterdependenz. 
Bei dem ersten Thema haben Fragen der Vereinbarkeit oder 
Komplementaritat unterschiedlicher Ordnungen die Fragestellun-
gen dominierL lm Bereich des zweiten Themas kommen unver-
meidlich auch die Staatenrivalitat und die Bedeutung von Ord-
nungstypen íiir Verlauf und Ergebnisse dieser Rivalitat ins Blick-
feld. Mittelbar gibt es damit auch einen Wettbewerb von und im 
Ergebnis eine Selektion unter verschiedenen Ordnungsalternati-
ven, und insbesondere stellt sich die Frage, wie Wettbewerbsord-
nungen im Wettbewerb der Ordnungen abschneiden. Als Wettbe-
werbsordnungen - wenn auch durchaus verschiedener Struktur -
betrachte ich sowohl eine funktionierende Marktwirtschaft wie 
eine funktionierende Demokratie. 

Eine die Evolution von Ordnungen und insbesondere die 
Konkurrenz- und Selektionsvorgánge zwischen unterschiedlichen 
Ordnungen ins Zentrum der Auimerksamkeit stellende Betrach-
tung scheint mir der angemessene Weg zu einer Erklárung der 
osteuropáischen Revolutionen von 1989, die diesen Namen ver-
dient Das erfordert eine historische Perspektive mit einer zeit-
lichen Tiefe und geographischen Weite, wie sie diejenigen be-
saften, die nach dem Zweiten Weltkrieg die Ordnungstheorie und -
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politik in Deutschland neu begründet haben, darunter vor allém 
Walter Eucken, Alfred Müller-Armack, Wilhelm Röpke, Alexander 
Rüstow. Mehr als eine Erklárungsskizze ist in dem hier verfügba-
ren Raum nicht möglich; aber schon diese Skizze soil erkennen 
lassen, daft hier keine Ad-hoc-Erklárung aus zeitgeschichtlicher 
Froschperspektive, sondern die logische Einordnung der Ereignis-
se von 1989 in eine Klasse weltgeschichtlicher Vorgánge versucht 
wird. Erst soweit dies - Einordnung von Ereignissen in eine Klasse 
gleichartiger Abláufe, Zurückfuhrung der singuláren Eigenschaften 
dieser Ereignisse auf Gesetzmáfóigkeiten - gelingt, ist eine "Erklá-
rung" im methodologischen Sinn gegeben (vgl. Hempel, 1965). 
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II. Innerstaatliche Ordnungsinterdependenz 

Diese Interdependenz zwischen den innerhalb einer Nation 
bestehenden Ordnungen im Sektor der Politik und im Sektor der 
Wirtschaft war der Stoff der "Grand debate" zwischen liberalen 
wie Hayek und Popper auf der einen, ihren Kritikern auf der ande-
ren Seite. Seit der Zeit des Kriegsendes und der frühen Nach-
kriegszeit, als mit der Veröffentlichung von Hayeks "Road to Serf-
dom" die Debatte um die Vereinbarkeit von "Sozialismus" und de-
mokratischem Verfassungsstaat neu auflebte, hat sich allerdings 
das intellektuelle Klima erheblich gewandelt Damit ist nicht so 
sehr gemeint, ob die eine oder andere politische Richtung in den 
Medien - oder bei Cocktailunterhaltungen - an Boden gewinnt In 
den sechziger und frühen siebziger Jahren waren Standpunkte und 
Vorstellungen heterogen-linker Herkunft en vogue; in den spáten 
siebziger und achtziger Jahren ging die Meinungsführerschaft auf 
Vertreter klassischliberaler und neoliberaler Positionen über. Aber 
zu keinem Zeitpunkt wáre es in der letzten Generation in westli-
chen Landern in Betracht gekommen, die Veröffentlichung wissen-
schaftlicher Werke mit politisch kontroversem Inhalt in Frage zu 
stellen, wie dies Mitte der vierziger Jahre mit Hayeks "Road to 
Serfdom" oder Poppers "The Open Society and Its Enemies" im da-
mals herrschenden Meinungsklima möglich war (siehe Bartley, 
1985, S. 17-18, S. 42). In Deutschland war Hayeks Buch nach 1945 
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zunáchst vorboten, und zwar aparterweise in allén vier Besatzungs-
zonen (Röpke, 1976, S. 95). Toleranz mag auch heute noch nicht so 
selbstverstandlich sein, wie es für eine ideal funktionierende De-
mokratie erwünscht ware; aber wenigstens in dieser Hinsicht er-
scheint eine Zunahme "demokratischer Reife" in den meisten west-
lichen Landern unbestreitbar. Eine versachlichte Diskussion, die 
keines der relevanten Argumente aus den früheren Debatten aufter 
acht láfót, dürfte heute leichter als in den Kriegs- und Nachkriegs-
jahren oder auf den Höhepunkten der Ost-West-Konfrontatíon 
möglich sein. 

Zugleich ist diese Diskussion notwendig, um zu einer be-
gründeten Einschatzung der Erfolgsaussichten für die Kráfte zu 
gelangen, die auch nach den Umwálzungen in Osteuropa irgend-
eine Version des Sozialismus als zukünftige Wirtschaftsordnung 
des einen oder anderen osteuropáischen Landes anstreben. Diese 
Bestrebungen finden auch in Westeuropa - etwa in der Bundesre-
publik Deutschland - da und dort Unterstützung. Die Realisierbar-
keit solcher Zielvorstellungen angesichts der osteuropáischen 
Erfahrungen bis 1989 ist ein erfahrungswissenschaftliches 
Problem, wáhrend die Wünschbarkeit das nicht ist So weit gilt 
Max Webers Forderung nach Trennung von Wertung und Be-
schreibung nach wie vor. Wenn allerdings die deskriptive Analyse 
des Interdependenzproblems zu dem Ergebnis führt, daft Sozialis-
mus in keiner der diskutíerten Versionen mit einer politischen 
Ordnung vom Typ des demokraűschen Verfassungsstaates koexis-
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tieren kann, dann drángen sich dem Bürger, der gegenüber dieser 
Ordnung seine Pílichten akzeptiert - so selbstverstandlich, wie er 
seine Rechte in Anspruch nimmt - unausweichliche Konsequenzen 
für die praktische Politik auf. 

Das mindeste, was angesichts der Erfahrungen mit Ver-
suchen, Wirtschaft und Gesellschaft sozialistisch zu reorganisieren, 
gesagt werden muft, ist dies: diejenigen, die eine Vereinbarkeit 
ihres Typs von Sozialismus mit dem demokratischen Verfassungs-
staat behaupten, tragen dafűr die BeweislasL Die osteuropáischen 
Erfahrungen mit dem "real existierenden Sozialismus" sprechen 
für die skeptische Position Euckens, Hayeks und Poppers, nicht für 
die Hoffnungen ihrer sozialisüschen Kritiker. Denen, die auf einen 
"dritten Weg" des humánén Sozialismus hofen, könnte es zu den-
ken geben, wenn selbst ein ihnen lange nahestehender Autor nicht 
umhin kann, eine niederschmetternde Prognose abzugeben: "... 
nachweisbar haben sich dritte Wege nicht weniger als eine sozio-
ökonimische (und daraus resultierend: politische) Sackgasse her-
ausgestellt als der kompromiBlose Entwicklungsweg der stalinis-
tischen Kommandowirtschaft" (Senghaas, 1990, S. 38). 

Inzwischen kommt zu der Erfahrung, daB der Preis sozia-
listischer Experimente nicht nur eine drasüsch verschlechterte Be-
reitstellung von Gütern und Dienstleistungen, sondern auch regel-
máBig den Verlust der politischen Freiheit aller - und nicht nur der 
Bourgeois - einschlieftt, seit dem Einsetzen der öffentlichen Wahr-
nehmung und Diskussion von Umweltproblemen auch die immer 
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klarere Erkenntnis, daft in den Zentralverwaltungswirtschaften 
Osteuropas mit knapper werdenden Umweltressourcen nicht spar-
samer, sondern noch weitaus verschwenderischer umgegangen 
worden ist als in den Marktwirtschaften des Westens. Obwohl 
niemand sagen kann, die Probleme der Verknappung von lange 
Zeit als "frei" betrachteten Gütern wie saubere Luft oder intakté 
Natúr seien im Westen irgendwo schon gelöst, zeichnet sich im-
mer deutlicher ab, daft marktwirtschaftliche Lösungen, die externe 
Kosten internalisieren, die effizientesten und oft die einzigen er-
folgversprechenden Lösungen sein werden. 

Auf die Bedeutung der Übernahme sozialislischer Programme 
und Rhetorik in Landern der Dritten Welt ist hier nicht ausíiihrlich 
einzugehen. Mehrere Jahre nach der Debatte zwischen Hayek, 
Popper und ihren Gegnern hat Arnold Brecht im Rahmen seiner 
umfassenden Grundlegung der "Politischen Theorie" das Thema 
der Interdependenz der Ordnungen - und zwar mit genau der 
gleichen Fragestellung wie Hayek - wieder aufgenommen (Brecht, 
1961, S. 542-547). Zunáchst stellt Brecht dar, daft die kommunistí-
sche Lehre und "rechtsstehende Iiberale wie Professor Fríedrich 
Hayek" sich darín einig seien, daft Sozialismus nicht "unter einem 
System von freien Wahlen, Rede- und Vereinigungsfreiheit und 
freien Mehrheitsentscheidungen" eingeführt werden könne. Sie di-
vergieren erst in den praküschen Folgerungen: die Kommunisten 
belíirworten den Verzicht auf die "bürgerliche De-mokratie", 
Hayek den auf die Einführung des Sozialismus. 
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Brecht selbst aber nimmt in der Frage der Realisierbarkeit 
einer {Combination von Zentralverwaltungswirtschaft (Sozialismus) 
und funktionierender Demokratie eine von beiden abweichende 
Position ein. Er hált die Unmöglichkeit dieser Kombination für 
nicht erwiesen, und er hált die Aufíindung eines Weges zu ihrer 
Realisierung für dringend erwünscht Der wesentliche Grund dafür 
ist seine Auffassung, in der Drítten Welt wünschten viele Men-
schen leidenschaftlich den Sozialismus, wáhrend ihre Loyalitat zur 
Demokratie wesentlich schwácher ausgeprágt sei. Falle die Mög-
lichkeit einer Verknüpfung von Demokratie mit Sozialismus weg, 
so bestehe die Gefahr, daft die Befürworter des Sozialismus dann 
gegen die Demokratie optieren würden. Aus heutiger Sicht er-
scheint vor allém bemerkenswert, wie leicht es einem bedeuten-
den Gelehrten und, wie Brecht 1933 gezeigt hatte, charakterfesten 
Demokraten fiel, die Auffassungen einer kleinen, durchwegs in 
westlichen Universitaten ausgebildeten intellektuellen Elite der 
ehemaligen Kolonien praktisch als Mehrheitsmeinungen zu behan-
deln. Tatsáchlich gibt es keinerlei Belege dafür, daft in irgend-
einem der heutigen Entwicklungslánder der Sozialismus in wirk-
lich freien Wahlen oder Referenden die von Brecht erwarteten 
Mehrheiten gefunden hátte. Dagegen gibt es sehr viele Anhalts-
punkte dafür, daft sozialistische Rhetorik und - in einem erheblich 
geringerem Ausmaft allerdings - Einführung zentraler Wirtschafts-
planung und -lenkung als Herrschaftsinstrumente von der westlich 
gebildeten Elite in Dienst gestellt worden sind. "Von Sozialismus 
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als Instrumentarium der Macht ist mit um so gröfterer Vehemenz 
Gebrauch gemacht worden, als sich in den meisten Neustaaten die 
Macht einer Führungsgruppe zu einer Personalisierung der Macht 
kondensiert hat, also zur Ein-Mann-Herrschaft wurde. Der Grad an 
Vehemenz wurde dann immer durch die Notwendigkeit bestimmt, 
konkurrierende Faktorén oder Tendenzen, rivalisierende Gruppén 
oder Personen auszuschalten oder Ansprüche auf Teilhabe an der 
Macht abzuweisen" (Bechtoldt, 1980. S. 15). 
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III. Internationale Ordnungsinterdependenz 

1. Vorindustrielle Systeme totaler Herrschaft 

Auf die Frage, ob die Instabilitát der realsozialistischen Re-
gime, die von den Ereignissen des Jahres 1989 so drastisch illust-
riert wurde, ihnen zwangslaufig eigen ist, gibt es eine klare Ant-
wort: Nein. Autoritare Regime mit weitgehender staatlicher Kont-
rolié wirtschaftlicher Prozesse können sehr lange bestehen. His-
torisch haben mehrere politische Ordnungen dieses Typs erheb-
lich lánger bestanden als bisher irgendeine moderne Demokratie. 

Der Grund daíiir, daft in westlichen Landern dies nur wenigen 
Spezialisten geláuíig ist, besteht in dem iiberkommenen weit-
gehend eurozentrischen Geschichtsbild, das - soweit ein "Ge-
schichtsbild" tiberhaupt noch vorhanden ist - nach wie vor die Vor-
stellungen bestimmt In diesem Geschichtsbild dominiert die Ent-
wicklung pluralistischer Gesellschaften und des durch ihre Wech-
selbeziehungen gebildeten internationalen Systems, konkrét die 
Entwicklung der europáischen Staaten seit dem Mittelalter und al-
lenfalls die voraufgehende Entwicklung der mittelmeerischen, grie-
chisch-römischen Antiké. Stark zentralisierte politische Ordnun-
gen, charakterisiert durch das Machtmonopol einer hierarchisch 
organisierten Biirokratie, treten in diesem Ausschnitt historischer 
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Erfahrting zwar auf, námlich in der europáischen Neuzeit das 
Osmanische Reich und das Zarenreich, in der Antike das Perser-
reich und das Römische Reich, insbesondere in der Phase des Do-
minate. Aber sie erscheinen peripher und wirken als Aberrationen. 

Dieser Eindruck, so verbreitet er ist oder gewesen sein mag, 
ist ein Ergebnis selektiver Wahrnehmung. Gesellschaften, in denen 
die hochgradige Zentralisierung der politischen Ordnung auch die 
Wirtschaftsordnung weitgehend pragt, finden sich nicht nur zahl-
reich und in sehr verschiedenen Kulturmilieus; sie sind auch nach 
ihrem Volumen bis in die europaische Neuzeit gewichtiger als die 
meisten Fürstentíimer des altén Európa, von den Stadtrepubliken 
der griechischen Antike oder der italienischen Renaissance ganz 
zu schweigen. Der Vergleich der in Osteuropa unter sowjetischer 
Herrschaft entstandenen Wirtschafts- und Ge-sellschaftsordnungen 
mit den Strukturen dieser vorindustriellen Herrschaftsgebilde ist, 
bei aller Berücksichtigung kultureller Verschiedenheit, heurísüsch 
fruchtbar. Er liefert den Ansatz zu einer systematischen Erklarung 
der in den dramatischen Ereignissen von 1989 gipfelnden Auflö-
sung der totalitaren und subtotalitaren Ordnungen Osteuropas. 

Der moderne Totalitarismus, wie ihn Hitlers Deutschland und 
Stalins Sowjetunion reprásentiert haben, ist erst im 20. Jahr-
hundert aufgetreten. Aber er hat Vorlaufer in den agrarbiirokrati-
schen Systemen totaler Herrschaft, die Gegenstand von Wittfogels 
umfangreicher Studie sind. Dabei handelt es sich um die zuerst in 
den groften Stromtalern des Vorderen Orients entstandenen Ge-
sellschaften, die permanent die Probleme der groftraumigen Be-
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wásserungslandwirtschaft bewáltigen muftten und den dafür er-
forderlichen Masseneinsatz menschlicher Arbeitskrafte mittels 
einer stark zentralisierten Organisation bewálügten. Wegen der 
Schlüsselrolle der Bewásserungswirtschaft nennt Wittfogel sie 
"hydraulische" Gesellschaften (in Anlehnung an seine frühere Be-
zeichnung der herrschenden Oberschicht als "Wasserbaubürokra-
tie"; Wittfogel, 1957, S. 6). Diese Gesellschaften sind die Tráger 
der frühesten Hochkulturen, aber politisch samtlich Beispiele der 
"orientalischen Despotie", von Altagypten bis China. Wo sie es, wie 
im Fall der Sumerer, nicht schon bei Einsetzen der schriftlichen 
Überlieferung sind, setzt sich die Despotie als politische Ordnung 
früh durch und bleibt die Staatsform aller Völker dieser Region 
über Jahrtausende (vgl. Jacobsen, 1957). Die Technologie der 
Herrschaft und Unterdriickung in diesen agrarbürokratischen Sys-
temen war primitiv, hat aber genügt, um in diesen Gesellschaften 
eine viel weiter reichende und vor allem viel dauerhaftere Macht-
monopolisierung zu ermöglichen als im europáischen Absolutis-
mus. Dieses Machtmonopol begünstigte auch die Konzentration 
von Ressourcen für den Aulbau militarischen Potentials; daher sind 
viele Entstehungszonen derartiger Gesellschaften spáter Kernráu-
me von durch Eroberung entstandenen weitráumigen Imperien. 
Die hohe Stabilitat dieser extrem unfreiheitlichen Ordnungen 
hángt in vielen Fallen mit der erfolgreichen imperialen Expansion 
zusammen. 

Es ist berechtigt und liegt nahe, die durch das Machtmonopol 
der agromanagerial bereaucracy (Wittfogel, 1957, S. 3, S. 8) cha-
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rakterisierten "strukturell orientalischen" Systeme des pluralisti-
schen Gesellschaften des feudalen Európa und auch zum Beispiel 
Japans mit erheblicher Streuung sozialer, insbesondere politischer 
Macht gegenüberzustellen. Mit dem Maftstab des modernen libe-
ralismus beurteilt, wird dieser feudale Pluralismus ebensowenig 
Gnade finden wie der der Industriegesellschaft mit der Tendenz 
zur "Herrschaft der Verbánde" (Eschenburg, 1955; vgl. Eucken, 
1975, S. 327-332; Rüstow, 1957, S. 171-183). Aber aus den locker 
strukturierten, anfangs rückstandigen Feudalgesellschaften, nicht 
aus den kulturell und wirtschaftlich zunáchst ílihrenden orientali-
schen Despotíen sind in einer langen und konHiktreichen Ent-
wicklung die modernen Verfassungsstaaten mit ihren freiheitlichen 
Ordnungen entstanden. 

Im übrigen ist in Erinnerung zu behalten, daft historische 
Gesellschaften nicht Idealtypen entsprechen. Die orientalischen 
Gesellschaften weisen kulturell und organisatorisch eine grofte 
Vielfalt auf; für die hier verfolgte Fragestellung entscheidend ist 
die despotische Verfassung, die nicht nur den Bereich der Politik 
in unserem Sinn, sondern auch die Eigentums- und Tauschbe-
ziehungen Willkürentscheidungen und prinzipiell unbeschránkter 
Kontrolié auslieferte. Eine Zentralverwaltungswirtschaft war in 
diesen Agrargesellschaften schon wegen der bei der verfügbaren 
Technologie unmöglichen oder prohibitiv kostspieligen Kontrollen 
impraktikabel, willkürlicher Zugriff auf Einkommen und Vermögen 
der Untertanen dagegen allgemein verbreitet Dieser Zugriff konn-
te die Gestalt háufig wechselnder Abgaben oder von Koniiskatio-
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nen annehmen. Eigentum und Erbrecht waren ebenso ohne effek-
tíven Schutz wie persönliche Freiheitsrechte (Wesson, 1967, S. 91-
103; Wittfogel, 1957, S. 72-86). 

Diese politisch-ökonomische Struktur war in vielen Fallen eine 
aufterordentlich stabile Ordnung. Das System extremer Un-
freiheit, Willkür und Ausbeutung perpetuierte sich liber viele Jahr-
hunderte. Ein Wechsel des Herrscher oder selbst der Dynastie lieft 
das Machtmonopol der Biirokratie in den meisten Fallen bestehen. 
"The historian of human freedom must face this fundamental em-
pirical fact among the world's higher pre-industrial civilizations, 
hydraulic society, the most despotic of them, has outlasted all 
others" (Wittfogel, 1957, S. 161). 

2. Systemkonkurrenz zwischen zentralisierten und pluralisti-
schen Ordnungen 

Derartige staying power (Wittfogel, 1957, S. 422-423) hatte die 
herrschende Biirokratie besonders ausgeprágt dort, wo auch 
auftenpolitisch ganz oder annáhernd eine Monopolsituation be-
stand. Autoritare politische Systeme sind um so stabiler, je weniger 
im Wahrnehmungsfeld der Beherrschten alternative Ordnungen 
erkennbar sind. Die Biirokratie hatte daher ein existentielles Inte-
resse daran, grenzüberschreitende Kontakté und die Vergleichs-
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und Kritikpotentiale, die daraus entstehen konnten, zu unterbin-
den. Ihrem Statusbehauptungsinteresse entspricht, soweit dies 
realisierbar ist, die nicht nur metaphorisch "geschlossene Gesell-
schaft" (Popper, 1962, S. 57, S. 202). Die der Herrschaftsstabilisie-
rung dienliche Abgeschlossenheit kann grundsatzlich auf zwei We-
gen ralisiert sein: durch administrative Maftnahmen wie Verbote 
von Auslandsreisen und scharfe Überwachung von eingereisten 
Auslandern oder durch den Umstand, daft die Grenzen des eige-
nen Herrschaftsbereiches mehr oder weniger identisch mit den 
Grenzen "der Welt" - also des verkehrs- und nachrichtentechnisch 
erschlossenen Gebietes insgesamt - sind. 

Die zweite Möglichkeit ist insgesamt die attraktivere. Wo es 
deshalb keine erfahrbaren Ordnungsalternativen und damit keine 
Vergleichsmöglichkeiten für die Untertanen gibt, weil die Weltge-
genden, deren Existenz bekannt ist, samtlich innerhalb des 
eigenen Herrschaftsgebietes liegen, ist die Gefahr kritischer 
Vergleiche sehr viel weiter entfernt als dort, wo die Existenz von 
Nachbarvölkern mit abweichenden Kulturen und Gesellschaftsord-
nungen bekannt ist und nur Verbote den Neugierigen daran hin-
dern, über sie mehr als die Tatsache ihrer Existenz zu erfahren. 
Wo allerdings die Möglichkeit kritischer Vergleiche alternativer 
Ordnungen besteht und genutzt wird, geraten zentralistisch-auto-
ritare gegeníiber pluralistischen Systemen lángerfristig unter 
Legitimierungsdruck. Aufgeklárte Despotien wie das Kalifat von 
Cordova oder das Osmanische Reich um 1500 konnten relatív zu 
den pluralistischen, aber riickstandigen Feudalgesellschaften West-
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und Mitteleuropas in einem derartígen Systemvergleich noch res-
pektabel bestehen. Aber schon in der frühen Neuzeit verschaffte 
das überlegene Innovations- und Leistungspotential ihrer pluralis-
tischen, in standiger Rivalitat untereinander entwickelten Ordnun-
gen den europáischen Staaten einen Vorsprung, der sich bis ins 19. 
Jahrhundert standig vergröfterte. 

Soweit die militarischen Voraussetzungen dalur gegeben sind, 
ergibt sich für "strukturell orientalische" Systeme aus diesem 
Sachverhalt ein Anreiz, die benachbarten Gesellschaften zu unter-
werfen, ihnen die eigene Ordnung auízuerlegen und damit von 
einer Lösung des ersten Typs zu einer Lösung des zweiten Typs 
überzugehen. Wenn dieser Anreiz stark genug wirkt, resultiert 
hieraus eine aggressive Ausdehnungspoliük, und zwar - da erst die 
Unterwerfung der bekannten "Welt" den erstrebten Stabilitatsge-
winn bringen kann - eine ausgesprochen imperíalistísche Ausdeh-
nungspoliük. Neben den vielen seit hundert Jahren von den ver-
schiedenen Imperialismustheorien behandelten Motiven von Aus-
dehnungspoliük ist dieses Moüv der "Stabilitatsmaximierung" -
anders als etwa die Motive in Ansatzen der Kriegsursachenfor-
schung, die sich auf Ergebnisse der Ethologie stützen - ein rational 
nachvollziehbares Interesse, das im Bereich der internationalen 
Politik ein Parallelbispiel zu Robbins' Bemerkung abgibt der 
eigentliche Monopolgewinn sei das geruhsame Leben, das der Mo-
nopolist im Gegensatz zu dem unter Konkurrenzdruck handelnden 
Unternehmer genieften könne. 
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Mit dem Hinweis auf dieses Motiv imperialistischer Expansion 
ist selbstverstandlich nicht die Aussage verknüpft, daft es in allén 
historischen Fallen kausal bedeutsam gewesen wáre. Für die Ero-
berungskriege Ludwigs XIV. beispielsweise ist das eher unplausi-
bel. Ebensowenig impliziert der Hinweis, daft das Herrschaftsmo-
nopol nicht auch durch administrative Abschottung von der Auften-
welt für lange Zeit stabilisiert werden kann. China und Japan haben 
nach dem ersten Auftauchen europáischer Entdecker, Kauíleute 
und Missionare im 16. Jahrhundert für dreihundert Jahre eine 
Politik scharfen Restriktionen bezüglich der Kontakté aller Art mit 
Europaern betrieben und damit áhnlich erfolgreich wie im Alter-
tum Sparta ihre innere Ordnung stabilisiert, allerdings um den 
Preis wirtschaftlicher und technologischer Stagnation. Diese Stag-
nation erst hat das machtpolitische Gefálle zwischen beiden Lan-
dern und den Westmachten entstehen lassen, das die Demütigun-
gen des Opiumkriegs und der gewaltsamen "Öffnung" Japans 1854 
möglich machte. 

Andererseits waren in früheren historischen Perioden, bei we-
niger entwickelter Verkehrs- und Nachrichtentechnik, statt des 
globalen Staatensystems von heute mehrere regionale Staatensys-
teme unterschiedlicher Gröfte gegeben, die untereinander über-
haupt nicht oder nur durch Kontakté geringer Intensitat verbunden 
waren. So war das zentralamerikanische Staatensystem des 14. 
Jahrhunderts von Európa vollstandig isoliert; das ostasiatische 
Staatensystem kam erst durch die mongolischen Eroberungen im 
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frühen 13. Jahrhundert vorübergehend zu immer noch lockeren 
politischen Kontaktén mit europáischen Máchten. 

In solchen isolierten Systemen ist die Errichtung einer system-
weiten Hegemonie oder sogar die vollstándige Annexion aller übri-
gen Akteure durch einen einzelnen expansionistischen Staat wie-
derholt gelungen, so zum Beispiel in der Unterwerfung der iib-
rigen "kámpfenden Staaten" Chinas durch Ch'in bis 221 v.Chr. 
oder in der imperialen Expansion der Inka in der zentralen Anden-
region (vgl. Bernholz, 1985, S. 69-75). In diesen Fallen wird das 
Staatensystem selbst, vorher pluralistisch und in seiner Dynamik 
oft durch Aufbau und Umbau von Máchtegleichgewichten charak-
terisiert, einer zentralisierten Ordnung unterworfen. Metaphorisch 
und überspitzt gewendet Staats- und Wirtschaftsverfassung des 
Erobererstaates werden nach auften projiziert Aber áuftere Ein-
flüsse, die zur Anpassung der eigenen Ordnungen zwingen könn-
ten, insbesondere das Vorbild alternativer, in irgendeiner Hinsicht 
überlegener Ordnungen rivalisierender Staaten, kommen in 
solchen Situationen geographischer Isolation nicht mehr in Be-
tracht Imperien dieses Typs haben tatsachlich den Charakter von 
Universalreichen, auch wenn die derart politisch geeinigte Ökume-
ne geographisch geringe Ausdehnung hat, wie im Fali von Hawaii 
unter Kamehameha I. (siehe Wesson, 1967, S. 459-466). - Die impe-
riale Lösung des Problems der Herrschafts- und Ordnungsstabili-
sierung ist sehr effektív - bis die Isolation von auften durchbrochen 
wird. Dann kann es allerdings für eine adaptive Lösung, námlich 
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fiir die Anpassung der eigenen Ordnung an die dann wieder auftre-
tenden Anforderungen internaüonaler Rivalitat, zu spát sein. 

Die Tráger imperialer Expansion brauchen als ethisch-kultu-
relle Einheiten nicht idenüsch mit den Gründern der agrarbürokra-
tischen Despotie zu sein. Die in hydraulischen Kernzonen zuerst 
entwickelten Kampf-, Herrschafts- und Verwaltungstechniken wur-
den háufig von rivalisierenden Gesellschaften übernommen und 
perfekűoniert Derartíge Übernahmen sind auch in mehreren Stu-
fen erfolgt, so aus dem China der Sung-Dynastie zu den Mongolén, 
von den Mongolén zu zentralasiaüschen und osteuropáischen 
Nachahmern, darunter besonders das GroMirstentum Moskau. 
Mit ihrer Hilfe können Despotien auch ohne den Untergrund hyd-
raulischer Landwirtschaft entstehen und vergleichbare staying po-
wer ihrer Ordnungen entwickeln wie der Staat der Pharaonen oder 
China seit der Han-Dynastie. Solange diese nicht im geographi-
schen, aber im insütutionellen Sinn "oríentalischen" Systeme iso-
liert oder gegenüber benachbarten Systemen poliüsch und kultu-
rell íiihrend bleiben, können sie das Herrschaftsmonopol und ihre 
Binnenordnungen konservieren. 

Eine andere Situation als ílir die isolierten oder in ihrer Region 
politisch und kulturell fíihrenden Systeme hat sich für diejenigen 
ergeben, die in relatív enger Nachbarschaft zu entwickelten plura-
listischen Gesellschaften bestanden, wobei "relatív eng" je nach 
dem Stand der Verkehrs- und Nachrichtentechnik Unterschiedli-
ches bedeuten kann. Unter den "strukturell oríentalischen" (despo-
tischen) Systemen gilt dies fur Byzanz, das Osmanische Reich, 
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aber auch für das GroMirstentum Moskau, aus dem sich das Za-
renreich und ab 1917 die Sowjetunion entwickelt hat In solchen 
Fallen - je háufiger und intensiver Kontakté zwischen benachbar-
ten Systemen sind, desto mehr - erscheint im Blickfeld von immer 
mehr Untertanen der Despotde eine kulturelle und poliüsche Alter-
native, die nicht mehr als "barbarisch" abgewertet und damit als 
nicht in Betracht kommend abgestempelt werden kann. Damit 
aber entsteht ein Konkurrenzdruck, der ein sonst nicht vorhande-
nes Element der Instabilitat in das Herrschaftsmonopol der Bürok-
ratie bringt Vorher konnte es genügen, den "barbarischen" Nach-
barn militarisch gewachsen zu sein. Schon dabei habén orientali-
sche Despotien nicht selten versagt, so China mehrfach gegenüber 
kriegerischen Nomádén oder, historisch folgenreicher, das mauri-
sche Kalifat von Cordova gegenüber den christlichen spanischen 
Königreichen. Indes ándert sich die Qualitat des Konkurrenz-
drucks entscheidend, wenn der Rivale auch ein für die eigenen 
Untertanen attraktives, sie mehr und mehr als nachahmungswür-
dig beeindruckendes ordnungspolitisches Muster reprásentiert 

Was sich im frühen 18. Jahrhundert für französische Intellektu-
elle wie Voltaire oder Montesquieu beim Vergleich des französi-
schen Absolutismus mit dem britischen Konstitutionalismus ergab: 
daft die politische Ordnung des Nachbarn und Rivalen im ganzen 
vorzugs- und nachahmungswürdig erschien, das konnte sich auch 
zwischen verschiedenen Kulturkreisen und beim Vergleich nicht 
nur der politischen, sondern auch der Wirtschaftsordnung oder 
kultureller Muster ergeben. Auf diese Weise - durch ungesteuerte 
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Lern- und Meinungsbildungsprozesse der Eliten - konnte sich im-
mer starkerer Anpassungs- und Modernisierungsdruck auíbauen. 
Die Stabilitat des politischen Systems, aber darüber hinaus auch 
anderer Ordnungen wurde durch den damit verbundenen Kon-
senszerfall immer starker beeintráchtigt Wo es, wie in Indien, zur 
Errichtung europáischer Kolonialherrschaft kam, leuchtet das un-
mittelbar ein. Aber Konsenszerfall und Destabilisierung setzten 
nach lángigen orientalischen Reichen wie China, Persien und dem 
osmanischen Staat ein. Analógé Vorgánge wie die Entlegitimierung 
des ancien régime in Frankreich schon lange vor der Französi-
schen Revolution gehören in die Vorgeschichte der chinesischen 
Revolution ab 1911 ebenso wie der türkischen nach dem Ersten 
Weltkrieg. Ebenso wie in diesen beiden Fállen steht ein nicht nur 
den verantwortlichen Personen, sondern der eigenen instítutionel-
len Ordnung zugerechnetes militarisches Versagen auch hinter 
den russischen Revolutionen von 1905 und 1917. Militarische Mift-
erfolge als Anlásse zu einem kritischen Vergleich der eigenen Ord-
nung mit der des erfolgreicheren Rivalen waren fast überall Teil 
des Ursachenkomplexes, aber in Einzelfállen von sehr verschiede-
nem Gewicht "Ohne Roftbach kein Schafott" (Schumpeter, 1953, 
S. 181) enthált mehr als nur ein Korn Wahrheit Aber die Revolu-
tion bahnte sich in den Jahren nach 1780 an, obwohl Frankreich 
den Krieg von 1778-1783 gegen Groftbritannien gewonnen hatte. 
Die Verbündeten in diesem Krieg - die spáteren USA - waren als 
Ansteckungsherd freiheitlicher und für das ancien régime subver-
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siver Ideen noch gefáhrlicher als schon vorher der tradiüonelle 
Gegner Groftbritannien. 

3. Osteuropa 1989: Der Zerfall eines Imperiums 

Vom 16. bis zum 19. Jahrhundert bietet Rutland den bemer-
kenswertesten Fali eines ursprünglich - als Grofóftirstentum Mos-
kau, unter der Herrschaft der Goldenen Horde - orientalisch-despo-
tisch strukturierten Staates, der sich trotz einer im ganzen impo-
santen Serie militarischer Erfolge, die sein Gebiet durch Annexio-
nen auf ein Vielfaches anwachsen lieften, immer wieder nicht nur 
zum Import westlicher Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern auch 
zur partiellen Anpassung seiner Strukturen - also zur Übernahme 
von Ordnungselementen - aus den liberalen, technisch, wirtschaft-
lich und zivilisatorisch überlegenen Staaten des Westens gezwun-
gen sah. Im Fali des Zarenreiches ist eine Übernahme institutio-
neller Muster von westlichen Gesellschaften wiederholt erfolgt, 
weil der wirtschafllich-technologische Vorsprung des Westens und 
sekundár dadurch das machtpolitische Potential den charakteris-
tisch westlichen Insütutionen zugeschrieben wurde. Dies gilt auch 
und gerade für die politische Ordnung. "In Russian eyes, Western 
states were not only embarrassingly rich and inventive but ama-
zingly strong for their modest size. If tiny England was Compa-
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rable in power to gigantic Russia, even able to check the latter s 
advance in Central Asia, the cause must be some superiority of Bri-
tish political institutions" (Wesson, 1974, S. 44). Nach verlorenen 
Kriegen wie dem Krimkrieg oder dem russisch-japanischen Krieg 
sind der Anpassungsdruck und auch die Modernisierungsbereit-
schaft erheblich gewachsen. Aber Entlegitimierung der bestehen-
den politischen Ordnung mit revolutionáren Konsequenzen konnte 
auch auf militarische Siege folgen; das zeigt der Dekabristenauf-
stand von 1825. 

Diese Fálle illustrieren eine Interdependenz von Ordnungen 
iiber die Grenzen von Staaten, oft auch von Kulturkreisen hinweg. 
Sobald Ordnungsalternativen wahrgenommen werden, setzt in der 
Wahrnehmung und Vorstellung intellektueller Eliten, spáter auch 
breiterer Schichten, im weiteren Sinne eine Bewertungskonkur-
renz ein, bei der Zurechnung von Leistungen und Fehlleistungen 
erfolgt und alternative Ordnungen kritisch verglichen werden. 

In diesen Ausführungen soil nicht bestritten werden, daft fur 
eine histoire raisonnée Osteuropas seit 1917 Erklárungsansatze 
unentbehrlich sind, die vor allem den Marxismus-Leninismus als 
messianische Ideologie mit - in der versuchten praktischen Umset-
zung - totalitaren Konsequenzen ins Zentrum stellen. Erst recht 
versteht sich, daft die internationale Politik dieser Periode und die 
Entwicklungen in anderen europaischen Landern (etwa der Unter-
gang der Ráterepubliken in Ungarn und Bayern) auf die Entwick-
lung der Binnenstruktur des Sowjetstaates und spáter der ab 1944 
errichteten Satellitenstaaten stark eingewirkt hat Die Berücksichti-
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gung dieser Einflíisse schlieftt aber nicht aus, daft man auch die-
jenigen Attribute der Entstehung und bisherigen Entwicklung des 
sowjetischen Imperiums für eine zufriedenstellende Erklárung her-
anziehen muft, in denen sich wiederholte Verlaufsmuster der vor-
sowjetischen Geschichte des Russischen Reiches und teilweise 
auch anderer historischer Despotien erkennbar reproduzieren. 

In dieser Sichtweise ordnet sich die Geschichte der Sowjet-
union und Osteuropas insgesamt in die Entwicklung einer der 
groften historischen Despotien ein, des Groftfurstentums Moskau, 
aus dem nach einer langen Phase erfolgreicher "Sammlung der 
russischen Erde" das Reich der Groftrussen und mit der Unterwer-
fung nichtrussischer Nationen im Zugé weiterer Expansion das 
mulűnationale Zarenreich geworden ist Schon in seiner Frühzeit 
hat dieser Staat bereitwillig technische und organisatorische Inno-
vationen von auften übernommen, und die Machtpoliük Moskaus 
hat darin eine wesentliche Voraussetzung. 

Folgenreich für die Entwicklung der politischen Ordnung war 
die geopolitische Lage im Vorfeld des gröftten und langlebigsten, 
von ausgeprágter Dynamik charakterisierten Staatensystems der 
Geschichte. Im Vorfeld des europáischen Staatensystems lagen al-
lerdings auch andere Despotien: das Kalifat von Cordova, das by-
zantinische Kaiserreich, spáter das Osmanische Reich. Alle lagen 
dem pluralistischen, dynamischen Staatensystem Euro pas benach-
bart und wurden zeitweilig als Mitglieder akzeptiert ein christli-
cher König wie Franz I. von Frankreich konnte sich gegen seinen 
"kaiserlichen Vetter" Karl V. mit dem Sultan verbündet Die Unter-
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schiede sind instruktiv: das maurische Kalifat war wissenschaftlich-
technisch dem chrisüichen Európa lange voraus und hat den Euro-
páern mehr als nur "Algebra und Aristoteles" iibermittelt Aber in 
der Fáhigkeit, seinerseits nun europáische Innovaüonen zu über-
nehmen und sich zunutzezumachen, war ihm das christliche By-
zanz überlegen: Bewaífnung, Organisation und Taktik der europái-
schen Ritterheere sind Vorbilder der Kataphrakten und der The-
menorganisation von Byzanz geworden. Áhnlich war Rutland an-
scheinend auch wegen gröfterer weltanschaulicher Verwandtschaft 
weitaus rezeptiver sowohl gegeniiber Byzanz, vor allém in der Kie-
wer Periode, wie spáter gegenüber West- und Mitteleuropa. 

Zu einer wirklich durchgreifenden Verwestlichung nicht nur 
im kulturellen, sondern auch im Bereich der politischen Ordnung 
ist es bis heute nicht gekommen. Die aufterordentlich widerslands-
fáhige autoritar-bürokratische Struktur des Zarenreiches, die wirk-
lichen gesellschaftlichen Pluralismus und damit die Chance de-
mokratischer Entwicklung wenn nicht verhinderte, so doch sehr 
unwahrscheinlich machte, ist nichts ursprünglich Russisches. Sie 
ist Ergebnis einer tragischen Weichenstellung, einer Lernens von 
ganz anderen Lehrmeistern als Byzanz und Westeuropa. 

Von den mongolischen Eroberern - Tataren, wie sie in Rufóland 
bezeichnet werden - konnten die Russen "weder Algebra noch 
Aristoteles" (Puschkin), wohl aber Herrschafts-, Disziplinierungs-, 
Überwachungs- und Ausbeutungstechniken übernehmen, die 
Dschingis Chan und seine Nachfolger selbst groftenteils chinesi-
schen Vorbildern verdankten. Bei dieser Übernahme waren die 
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Groftfürsten von Moskau gelehrigste Schiller der Goldenen Horde, 
wie sie auch lange ihre devotesten und gefiigigsten Diener waren. 
Auf diesen Voraussetzungen beruht der Aufstieg Moskaus liber die 
anderen, teilweise álteren und anfangs bedeutenderen russischen 
Fürstentümer (Wittfogel, 1957, S. 219-225). 

Die politische Ordnung des Moskowiterstaates hat die damit 
erhaltene Prágung bis zur Revolution von 1917 nie ganz verloren. 
Die Wirtschaftsordnung hat sich im 18. und noch mehr im 19. 
Jahrhundert immerhin durch das Eindringen des Privateigentums 
als Institution nach europáischen Vorbildern verwestlicht Aber die 
Verfassung blieb autokratisch; soweit der Zar faktisch auf Elemen-
te seiner unumschránkten Macht verzichtete, erfolgte das zuguns-
ten des Dienstadels und der Bürokratie (mit den Edikten Kathari-
nas II. von 1762, 1767 und 1785) und erwies sich in der Folgezeit 
überwiegend als Hemmnis für weitere Reformen (Pipes, 1977, S. 
132-138). 

Die Revolution von 1917 hat im Ergebnis für Jahrzehnte eine 
ordnungspolitische Enteuropáisierung Rufólands gebracht Selbst-
verstandlich waren Programm und Rhetorik der Bolschewiki west-
licher Herkunft, aber inhaltlich durch die Dominanz der auf Saint-
Simon ebenso wie auf Marx zurückgehenden Elemente von Tech-
nokratie und utopischem social engineering sehr geeignet, einer 
institutionellen Re-Asiatisierung RuBlands ideologisch Vorschub zu 
leisten (vgl. Hayek, 1973, S. 8-17; Rüstow, 1957, S. 55-57). Lenin hat 
die Restauration einer "asiatischen" Ordnung (asiatschina) in Rut-
land befürchtet und trotzdem selbst entscheidend zu ihr beigetra-
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gen (Wittfogel, 1957, S. 389-400). Die Revolution hatte mit der Be-
seitigung der Privilegien des Dienstadels und der Bürokratie nicht 
nur Hindernisse einer freiheitlichen Entwicklung, sondern auch Si-
cherungen gegen eine Wiederherstellung der alten moskowiti-
schen Despotie, ausgerüstet, mit moderner Technologie ("Sowjet-
macht plus Elektriíízierung"), beseitigt Die messianische Ideologie 
des Marxismus-Leninismus ist oft als Nachfolger der messiani-
schen Ideologie von Moskau als dem "Dritten Rom" aufgefaftt wor-
den. Mit einer solchen Ankniipfung an ein sehr altes Moment reli-
giöser Deutung der historischen Mission Ruftlands vertrug sich of-
fensichtlich die Fortfiihrung der polizeistaatlichen Techniken der 
spáten Zarenzeit. Diese erschöpfte sich nicht in der Benutzung von 
Strafrecht, Zensur und Geheimpolizei - der Tscheka als direkter 
Nachfolgerin der Ochrana des Zaren - als Waffen der Unterdriic-
kung. Sie konnte auch auf erste Experimente mit totalitarer Mass-
enmobilisierung und -manipulation zuriickgreifen (Pipes, 1977, S. 
312-313) und hat sie unter Stalin perfektioniert 

Die sowjetische Auftenpolitik hat nicht nur zah und geduldig 
identische Ziele wie das Zarenreich verfolgt (Voslensky, 1980, S. 
479-481). Sie ist dabei auch viel erfolgreicher gewesen. Die Aus-
dehnung des sowjetischen Herrschaftsbereiches bis an die Elbe 
und zum Teil dariiber hinaus zu Ende des Zweiten Weltkrieges 
entspricht, wie öfters bemerkt wurde, groftenteils den Kriegszielen 
der zaristischen AuBenpolitik im Ersten Weltkrieg. Der grofte Ge-
bietsgewinn hat allerdings das Grundproblem der russischen 
Geschichte nicht gelöst Eine zentralistisch-biirokratische 
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Binnenstruktur, jetzt totalitar perfektioniert, ist auf Dauer noch im-
mer nur mit einer Lösung ersten Typs (AbschlieBung nach auften) 
oder zweiten Typs (Ausdehnung des eigenen Ordnungsmusters 
auf alle anderen Mitglieder des Staatensystems) stabilisierbar. Da 
die westliche Hálfte Europas - von den USA und anderen auftereu-
ropáischen Máchten nicht zu reden - unabhángig blieb, war eine 
Lösung des zweiten Typs impraktikabel und wurde wohl schon von 
Stalin, nachdem Hofínungen auf Destabilisierung und kommunisti-
sche Machtergreigung sich für kein westeuropáisches Land erfüllt 
hatten und die Berliner Blockade gescheitert war, nicht mehr in 
Betracht gezogen. 

Damit drángte die Abschliefóung von den nicht kommunistisch 
beherrschten Landern sich als einzige verbleibende Lösung auf. 
Sie zog sich über Jahre hin und fand ihren Abschluft im Bau der 
Berliner Mauer, nachdem eine jahrelange "Abstimmung mit den 
Füften" für die DDR drastisch die Aussichtslosigkeit des Wettbe-
werbs der Ordnungen gezeigt hatte. Wie das Zarenreich seinen 
Untertanen schon im 17. Jahrhundert grundsatzlich Auslandsreisen 
verboten hatte und nur für den Dienstadel, die dwoijane, ab 1785 
Ausnahmen zulieft (Pipes, 1977, S. 110-115), so wurden in den 
Staaten des "real existierenden Sozialismus" Reisen ins westliche 
Ausland ein privileg der Nomenklatura (vgl. Voslensky, 1980, S. 
456-467). Komplementar dazu wurde versucht, alle Arten des 
Nachrichtenverkehrs in West-Ost-Richtung zu unterbinden, nicht 
nur durch Presse- und Briefzensur, sondern anfangs auch im Be-
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reich der elektronischen Medien, und nicht nur durch Störsender: 
in der DDR erhielt man in den fünfziger Jahren Radios mit einge-
bauten Sperrkreisen, die einen Empfang westlicher Rundfunksen-
dungen verhindern sollten. 

Der Verzicht auf dieses Ziel der kommunikativen Abschottung 
der eigenen Bevölkerung, das durch die technische Entwicklung 
immer schwerer zu erreichen war, und die stillschweigende Dul-
dung insbesondere des Empfangs westlicher Fernsehprogramme 
entlang des damaligen "Eisernen Vorhang" hat als ein wesentli-
ches Moment der Destabilisierung der unter Stalin errichteten to-
talitaren Herrschaftsordnung zu gelten. Der Vergleich der eigenen 
und der auf dem Bildschirm erscheinenden westlichen Lebensver-
háltnisse legte einen Systemvergleich nahe, und das Ergebnis die-
ses Vergleichs war meist derart, daft der Konsens zur sozialisti-
schen Herrschaftsordnung, wo es ihn iiberhaupt gab, ein Stlick 
weiter abbröckelte. Eindrucksvoll bestatigt hat sich damit, daft 
totalitare Systeme nur dann ein gewisses Maft an Stabilitat behal-
ten können, wenn und soweit sie den Charakter geschlossener Ge-
sellschaften behalten. Die zum erheblichen Teil durch die techni-
schen Möglichkeiten moderner Massenmedien ermöglichte, über 
die Jahrzehnte zunehmende "Öffnung" osteuropáischer Gesell-
schaften hat notwendige Bedingungen für die politischen Umwál-
zungen Ende der achtziger Jahre geschaffen. 

Ein zweites Moment war die Renaissance des Nationalisms in 
vielen osteuropáischen Landern. Diese Renaissance kann fur die 
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Zukunft durchaus problematische Wirkungen wie zum Beispiel 
eine Re-Balkanisierung Osteuropas haben. Hier indes geht es nur 
darum, daB nationale Rhetorik der kommunistischen Regierungen 
und zumindest bis zu den Ostvertrágen Anfang der siebziger Jahre 
das Schüren von Furcht und historisch verstandlichen Ressenti-
ments gegenüber Deutschland auf Dauer die Wahrnehmung des 
"sozialistischen Lagers" als sowjeüsches Impérium und der "füh-
renden Rolle" der Sowjetunion als russische Fremdherrschaft nicht 
verhindern konnten. Bei Nationen wie den Bulgaren und Armeni-
ern wird diese Wahrnehmung durch die Erinnerung an die Befrei-
er- oder Beschtitzerrolle RuBlands im 19. Jahrhundert teilweise 
neutralisiert; für die meisten unter sowjetísche Herrschaft gerate-
nen Völker von Estiand bis ins moslemische Zentralasien bedeutet 
sie eine Entlegitimierung dieser Herrschaft Die damit einsetzen-
den Unabhángigkeitsbestrebungen wurden - in der DDR 1953, in 
Ungarn 1956, in der Tschechoslowakei 1968 und zuletzt noch in 
Polen 1981 - mit militarischen Mitteln unterdrückt, jedesmal aber 
um den Preis eines auBenpoliüschen und propagandistischen 
Rückschlages für die Sowjetunion. Es ist zweifelhaft, wie weit eine 
solche Unterdrückung heute noch politisch und militarisch mög-
lich wáre und, dies unterstellt, für wie lange sie gegenüber dem 
Wiedererstarken der Naüonalismen Erfolg haben könnte. 

Als drittes Moment betrachte ich das Versagen der sowjeti-
schen Wirtschaftsordnung in zweifacher Hinsicht nicht mehr nur 
in den für die Zivilbevölkerung unmittelbar fühlbaren Aspekten 
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("leere Regale"), sondern auch in der Fáhigkeit, wie bisher die für 
eine Fortsetzung der sowjetischen Groftmachtpolitik erforderlichen 
Ressourcen bereitzustellen. Die schon in den siebziger Jahren er-
kennbare Entwicldung ist ofíenbar durch Entscheidungen in der 
Breschnjew-Ára - zugunsten der Militarausgaben und zu Lasten der 
Investitionen - verschárft, aber nicht erst durch sie erzeugt worden 
(vgl. Rush, 1982). Damit aber trat zum Konsenszerfall in der Bevöl-
kerung eine Spaltung der politischen Elite, wie bereits Platón be-
kannt war, regelmaBig Voraussetzung - und Vorzeichen - von Revo-
lutionen. Mitte der achlziger Jahre erschien für hinreichend viele 
Angehörige der Nomenldatura, einschlieftlich des Militars, die Ent-
wicklung so bedrohlich, daft ein Kurswechsel, der nicht nur ein 
Auswechseln von Amtstrágern bedeutete, als unausweichlich akt-
zeptiert wurde. Der Generationenwechsel im Amt des Generalsek-
retars der KPdSU ist folgerichtig mit dem Programm eines Um-
baus der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung (perestrojka) ver-
bunden, die einstweilen aber das zentrale Markmai der politischen 
Ordnung unangetastet lassen soil: das Herrschaftsmonopol der 
kommunistischen Partei. 

Die komplexe Dynamik der dann durch Glasnost und Pere-
strojka ermöglichten Kaskaden revolutionárer Vorgánge kann hier 
nicht mehr analysiert werden. Im Augenblick der Niederschrift 
dieser Sátze sind diese Vorgánge noch im Flufó, gegenüber 1989 
teils beschleunigt, teils auch verlangsamt Jedenfalls erscheint es 
verfrüht, schon jetzt die Auflösung des letzten multinationalen Im-
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periums und die Demokratisierung aller osteuropáischen Staaten 
zu verkünden. Aber unbestreitbar enthált dieser historische Augen-
blick Chancen für die Herausbildung freiheitlicher Ordnungen in-
nerhalb der und zwischen den Staaten, wie es sie seit Jahrzehnten 
nicht gegeben hat 
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